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Weltweit steht die Bekämpfung des Klimawandels und 
dessen Folgen ganz oben auf der politischen Agenda 
(UN-IPCC 2022). Fakt ist, dass entsprechende Maßnah-
men zu erheblichen fiskalischen Belastungen führen 
werden. Zum einen müssen finanzielle Anreize für 
eine Reduzierung von klimaschädlichen Emissionen 
geschaffen werden, da Unternehmen ebenso wie Ver-
braucher*innen die negativen Effekte, die auf die von 
ihnen verursachten Emissionen zurückzuführen sind, 
nicht vollständig internalisieren. Zum anderen wird 
der Übergang zu einer »grünen« Produktion kurz- bis 
mittelfristig in vielen Wirtschaftszweigen erhebliche 
Anpassungskosten verursachen, die Verwerfungen auf 
den Arbeitsmärkten nach sich ziehen können. Dies 
wiederum könnte den Sozialstaat unter Druck setzen. 

Wie sollen Regierungen diese Ausgaben für den 
Klimaschutz finanzieren? In einem aktuellen For-
schungspapier (D’Acunto et al. 2022) beschäftigen 
wir uns mit dieser Frage aus der Sicht von deutschen 
Haushalten. In jüngster Zeit kommen aus den Wirt-
schaftswissenschaften verschiedene Vorschläge dazu, 
wie Klimaschutzmaßnahmen finanziert werden soll-
ten und welche Instrumente geeignet sind, um An-
reize zur Reduzierung klimaschädlicher Emissionen zu 
schaffen. Diese Vorschläge werden in der Regel aus 
ökonomischen Theorien abgeleitet, bei den Effizienz
überlegungen im Vordergrund stehen (Monitor 2019). 
Letztlich hängt die Antwort auf diese Frage jedoch 
von der politischen Unterstützung der Bürger*innen 
ab. Studien zeigen, dass sich Haushalte bei solchen 
Themen sehr häufig nur sehr begrenzt von ökonomi-
schen Argumenten beeinflussen lassen (vgl. z.B. Andre 
et al. 2021; D‘Acunto et al. 2021; Stantcheva 2021). 
Aus diesem Grund ist es wichtig, die Präferenzen und 
Einstellungen von Haushalten hinsichtlich verschiede-

ner Finanzierungsmöglichkeiten für klimapolitische 
Maßnahmen zu beleuchten. Um dies zu tun, haben 
wir eine bevölkerungsrepräsentative Umfrage kon-
zipiert. Im Rahmen dieser Umfrage haben wir etwa 
15 000 Personen zu ihrer Meinung zu verschiedenen 
Instrumenten für die Finanzierung von Klimaschutz-
maßnahmen befragt. Darüber hinaus haben wir die 
Befragten zufällig in vier Gruppen eingeteilt und je-
der Gruppe andere Informationen dazu bereitgestellt, 
welche Bevölkerungsgruppen stärker zum Klimawan-
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del beitragen bzw. von den Folgen des Klimawandels 
profitieren. Dieses Experiment ermöglicht es uns, den 
kausalen Einfluss bestimmter Informationen auf die 
Einstellungen der Befragten zu evaluieren.

DIE UMFRAGE

In der Umfrage, die in Zusammenarbeit mit dem 
Meinungsforschungsinstitut forsa Anfang September 
2021 durchgeführt wurde, haben wir etwa 15 000 re-
präsentativ ausgewählte Personen zu ihrer Meinung 
hinsichtlich verschiedener Optionen zur Finanzierung 
von Klimaschutzmaßnahmen befragt. Konkret haben 
wir die Befragten gebeten, ihre Meinung zu fünf Fi-
nanzierungsoptionen zu äußern: 1) einer CO2-Umsatz-
steuer, mit der Waren und Dienstleistungen belastet 
werden und deren Höhe sich nach der Menge an CO2 
richtet, die bei der Herstellung einer Ware oder der 
Erbringung einer Dienstleistung ausgestoßen werden; 
2) einer Erhöhung des Grenzsteuersatzes für Spitzen-
verdiener (»Spitzensteuersatz«); 3) einer Steuer für 
Personen und Unternehmen, die von den positiven 
Folgen des Klimawandels profitieren; 4) einer Erhö-
hung der Staatsverschuldung und 5) einer marktba-
sierten Lösung – einer privaten Versicherung für Per-
sonen und Unternehmen, mit der sich diese gegen 
mögliche Folgen des Klimawandels versichern können. 
Die Befragten konnten ihre Zustimmung zu jeder die-
ser fünf Optionen auf einer Skala von 0 (unterstütze 
ich überhaupt nicht) bis 10 (unterstütze ich voll und 
ganz) ausdrücken.

Bevor wir die Umfrageteilnehmer*innen zu ihren 
Einstellungen befragten, führten wir ein Informati-
onsexperiment durch, bei dem wir die Befragten zu-
fällig in vier Gruppen einteilten. Drei dieser Gruppen 
erhielten Informationen darüber, welche Bevölke-
rungsgruppen in besonderem Maße zum Klimawan-
del beitragen bzw. welche Bevölkerungsgruppen vom 
Klimawandel profitieren. Die erste Gruppe wurde von 
uns darüber informiert, dass der Ausstoß von klima-
schädlichem CO2 mit dem Einkommen zunimmt, so 
dass einkommensstarke Haushalte stärker zum Kli-
mawandel beitragen als einkommensschwache Haus-
halte. Die zweite Gruppe wurde darüber informiert, 
dass die älteren Generationen mehr CO2 ausgestoßen 

und folglich einen größeren Beitrag zum Kli-
mawandel geleistet haben als die jüngeren 
Generationen. Die dritte Gruppe erhielt die 
Information, dass der Klimawandel für ei-
nige Branchen und Regionen auch Chancen 

bietet. Als Beispiele wurden die Baubranche 
genannt, in der die Ausfallzeiten aufgrund mil-
derer Winter geringer sein könnten, sowie die 
Tourismusbranche an der Nord- und Ostsee-
küste, die durch ein wärmeres Klima attrak-
tiver für Urlauber werden könnte. Die vierte 
Gruppe dient als Kontrollgruppe. 

Das Informationsexperiment gibt Aus-
kunft darüber, ob die Einstellungen der deut-
schen Bevölkerung zu den verschiedenen 

Finanzierungsoptionen durch die Bereitstellung be-
stimmter Informationen beeinflusst werden können 
und wie Haushalte über Effizienz- und Fairnessge-
sichtspunkte nachdenken. Die zufällige Aufteilung der 
Befragten auf die vier Gruppen erlaubt es uns dabei, 
den kausalen Effekt der Informationsgabe auf die Ein-
stellungen der Befragten zu bestimmen. Zu diesem 
Zweck vergleichen wir die Antworten der Befragten 
in den drei informierten Gruppen mit den Antworten 
der Befragten in der Kontrollgruppe.

WIE SOLLEN DIE KLIMASCHUTZMASSNAHMEN 
FINANZIERT WERDEN?

Bevor wir uns den Ergebnissen des Informationsexpe-
riments zuwenden, betrachten wir zunächst, wie die 
Befragten in der Kontrollgruppe über die verschiede-
nen Optionen zur Finanzierung der Klimaschutzmaß-
nahmen denken. Da die Kontrollgruppe keine Infor-
mationen über die Beiträge einzelner Bevölkerungs-
gruppen zum Klimawandel bzw. zu dessen möglichen 
Gewinnern erhalten hat, bekommen wir hierdurch 
einen Einblick über die Einstellungen der deutschen 
Bevölkerung im Allgemeinen.

Tabelle 1 zeigt, dass deutsche Haushalte eine Er-
höhung des Spitzensteuersatzes zur Finanzierung von 
Klimaschutzmaßnahmen am stärksten befürworten. 
Die durchschnittliche Unterstützung für eine solche 
Erhöhung liegt bei 7,0 auf der Skala von 0 bis 10, und  
rund 66% drücken eine hohe Zustimmung dafür aus. 
An zweiter Stelle steht eine CO2-Umsatzsteuer mit 
einem durchschnittlichen Wert von 5,6 (Zustimmungs-
rate: 45%), gefolgt von einer Steuer für die Gewinner 
des Klimawandels (Wert von 5,5; Zustimmungsrate: 
37%). Eine private Versicherung gegen mögliche Folgen 
des Klimawandels erhält lediglich eine durchschnittli-
che Unterstützung von 4,1, wobei die Zustimmungs-
rate bei 22% liegt. Am geringsten ausgeprägt ist die 
Unterstützungen für eine schuldenfinanzierte Finan-
zierung von Klimaschutzmaßnahmen und damit einer 
Verlagerung der Kosten auf zukünftige Generationen. 
Diese Option erreicht lediglich einen Wert von 3,5 bzw. 
eine Zustimmungsrate von 13,5%. Die deutsche Be-
völkerung unterstützt also in erster Linie steuer- 
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finanzierte Methoden und lehnt eine Finanzierung 
über Staatsschulden oder marktbasierte Lösungen 
wie eine private Versicherung ab. Im nächsten Schritt 
vergleichen wir die Einstellungen der drei informier-
ten Gruppen gegenüber der in Tabelle 1 dargestellten 
Zustimmung der Kontrollgruppe.

LASSEN SICH DIE EINSTELLUNGEN 
DER BEVÖLKERUNG BEEINFLUSSEN?

Unser Experiment erlaubt es uns, den kausalen Effekt 
der Bereitstellung von Informationen über die Beiträge 
einzelner Bevölkerungsgruppen zum Klimawandel 
bzw. zu dessen möglichen Gewinnern auf die Finanzie-
rungspräferenzen von Haushalten zu ermitteln. Dazu 
vergleichen wir die angegebene Zustimmung zu den 
fünf Optionen für die Finanzierung von Klimaschutz-
maßnahmen in den informierten Gruppen relativ zur 
Kontrollgruppe. Die Ergebnisse dieses Vergleichs sind 
in Abbildung 1 graphisch dargestellt. Die Abbildung 
zeigt den Unterschied im Hinblick auf die Zustimmung 
zu den einzelnen Finanzierungsoptionen zwischen Per-
sonen in den informierten Gruppen und Personen in 
der Kontrollgruppe. Die blauen Punkte verdeutlichen 
die Unterschiede zwischen den Gruppen in Bezug auf 
die durchschnittlichen Zustimmungswerte gemessen 
auf einer Skala von 0 bis 10. Die blauen Balken zeigen 
die Konfidenzintervalle.

Teilnehmer*innen in der ersten Gruppe, die über 
die höheren CO2-Beiträge einkommensstarker Haus-
halte informiert werden, erhöhen ihre Zustimmung 
für eine CO2-Umsatzsteuer relativ zur Kontrollgruppe 
in statistisch signifikantem Maße. Der mittlere Zu-
stimmungswert liegt in dieser Gruppe um knapp 
0,2 Punkte höher als in der Kontrollgruppe. Diese 
Steuer auf den CO2-Ausstoß würde, wie die Befrag-
ten durch unser Informationsexperiment erfahren, 
stärker von einkommensstarken Haushalten getra-
gen werden. Die Befragten zeigen hingegen keine 
höhere Zustimmung für einen Anstieg des Spitzen-
steuersatzes. Der Grund dafür könnte darin liegen, 
dass diese Maßnahme bereits in der Kontrollgruppe 
eine hohe Unterstützung hat (vgl. Tab. 1). Gleichzeitig 

unterstützt die erste Gruppe die Finanzierung durch 
öffentliche Schulden weniger, wodurch die Last der 
Klimaschutzmaßnahmen auf künftige Generationen 
verlagert werden würde. Die anderen Finanzierungs-
methoden – eine Steuer für diejenigen, die vom Kli-
mawandel profitieren, und eine private Versicherung 
für diejenigen, die vom Klimawandel betroffen sind –  
werden von ihnen im Vergleich zur Kontrollgruppe 
nicht mehr oder weniger befürwortet. 

Teilnehmer*innen in der zweiten Gruppe hinge-
gen, die erfahren, dass ältere Bevölkerungsgruppen 
einen größeren Beitrag zum Klimawandel leisten als 
andere und dass daher eine CO2-Steuer ältere Men-

© ifo Institut 

Ergebnisse des Informationsexperimentsª

Quelle: ifo-Umfrage September 2021. 
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ᵃ Die Abbildung zeigt die Zustimmung zu den fünf Optionen für die Finanzierung von Klimaschutzmaßnahmen in den 
informierten Gruppen relativ zur Kontrollgruppe. Die blauen Punkte verdeutlichen die Unterschiede zwischen den 
Gruppen in Bezug auf die durchschnittlichen Zustimmungswerte gemessen auf einer Skala von 0 bis 10. Ein positiver 
(negativer) Effekt bedeutet, dass Teilnehmer*innen in dieser Informationsgruppe eine Finanzierungsmethode 
stärker (weniger stark) unterstützen als Teilnehmer*innen in der Kontrollgruppe. Die blauen Balken zeigen die 
Konfidenzintervalle (90%: nicht-transparente Balken; 95%: transparente Balken).
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Abb. 1

Tab. 1

Unterstützung für Finanzierungsmethoden innerhalb der Kontrollgruppe

Finanzierungsmethode Mittelwert Standard- 
abweichung

Geringe 
Zustimmung  

(in %)

Indifferent 
(in %)

Hohe 
Zustimmung 

(in %)

Keine 
Antwort 

(in %)

1. CO2-Umsatzsteuer 5,60 3,33 26,8 26,0 44,9 2,3

2. Erhöhung des Spitzensteuersatzes 7,02 3,05 15,3 18,0 65,6 1,1

3. Besteuerung von Gewinnern 5,46 3,32 24,5 27,3 37,0 11,2

4. Höhere Staatsverschuldung 3,45 2,74 51,7 31,0 13,5 3,8

5. Private Versicherung 4,07 3,01 41,8 32,6 22,3 3,4

Anmerkungen: Mittelwert und Standardabweichung beziehen sich auf den Mittelwert und die Standardabweichung der gemessenen Unterstützung für die jeweilige 
Finanzierungsmethode, gemessen zwischen 0 und 10. »Geringe Zustimmung« (»hohe Zustimmung«) gibt den Anteil der Teilnehmer an, die einen Wert von 3 oder 
darunter (7 oder darüber) angeben. »Indifferent« steht für den Anteil der Teilnehmer, die einen Wert zwischen 4 und 6 angeben. »Keine Antwort« gibt den Anteil der 
Personen an, die »weiß nicht« sagen.

Quelle: ifo-Umfrage September 2021.
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schen stärker treffen würde als jüngere, verändern 
ihre Unterstützung für eine CO2-Steuer nicht im Ver-
gleich zur Kontrollgruppe. Auch die anderen Formen 
der Finanzierung von Klimaschutzmaßnahmen un-
terstützt diese Gruppe in etwa gleichem Maße wie 
die Kontrollgruppe. Insbesondere befürworten sie 
nicht seltener die Finanzierung durch Staatsschul-
den, obwohl dieses System die Last der Klimaschutz-
maßnahmen von den heutigen älteren Generationen 
– von denen die Befragten wissen, dass sie mehr zum 
Klimawandel beitragen – auf künftige Generationen 
verlagern würde. 

Unsere Resultate zeigen, dass die Einstellungen 
von Verbraucher*innen von ökonomischen Effizienz-
Kriterien abweichen und Gerechtigkeitserwägungen 
eine wichtige Rolle spielen. Aus wirtschaftstheoreti-
scher Perspektive wäre es effizient, diejenigen stärker 
zu besteuern, die mehr zum Klimawandel beitragen. 
Die Befragten unterstützen jedoch nur höhere Steu-
ern für einkommensstarke Haushalte, nachdem sie 
darüber informiert worden sind, dass einkommens-
starke Haushalte einen größeren Beitrag zum Klima-
wandel leisten. Erfahren die Befragten hingegen, dass 
ältere Menschen die Umwelt stärker verschmutzen, 
sprechen sie sich nicht für höhere Steuern für ältere 
Menschen aus. 

Die dritte Gruppe wird über die möglichen Ge-
winner des Klimawandels informiert. Aus Sicht der 
ökonomischen Theorie wäre ein Transfer von den Pro-
fiteuren des Klimawandels hin zu den Verlierern die 
effiziente Lösung. In starkem Gegensatz dazu spre-
chen sich die informierten Verbraucher*innen in der 
dritten Gruppe deutlich gegen die Einführung einer 
Steuer für die Gewinner des Klimawandels aus. Sie 
sind auch wesentlich stärker gegen die Einführung 
einer CO2-Steuer. Dieses Ergebnis steht im Einklang 
mit der Tatsache, dass große Teile der Bevölkerung die 
Besteuerung von zufälligen Gewinnen, wie Erbschaften 
und Lotteriegewinnen, eher ablehnen und als unfair 
empfinden (siehe z.B. Weinzierl 2017).

ZUSAMMENFASSUNG UND SCHLUSS- 
FOLGERUNGEN

Die Ergebnisse unserer Studie geben Aufschluss über 
die politische Durchführbarkeit verschiedener Inst-

rumente für die Finanzierung von Klimaschutzmaß-
nahmen. Im Allgemeinen befürwortet die deutsche 
Bevölkerung eine Finanzierung über Steuern und ins-
besondere eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes. 
Eine höhere Staatsverschuldung zu Lasten der zukünf-
tigen Generationen oder eine private, marktbasierte 
Versicherungslösung sind weniger beliebt. 

Die Bereitstellung von Informationen zu den Ver-
ursachern bzw. Profiteuren des Klimawandels zeigt, 
dass wirtschaftliche Effizienz und wahrgenommene 
Fairness von Finanzierungsmethoden in den Augen 
der Bevölkerung oft miteinander kollidieren. So hängt 
die Unterstützung für eine CO2-Umsatzsteuer davon 
ab, welche Bevölkerungsgruppe stärker negativ da-
von betroffen wäre. Zudem empfinden die Befragten 
die Besteuerung von zufälligen Gewinnen, die durch 
positive Externalitäten des Klimawandels entstehen, 
als unfair.

Darüber hinaus zeigen unsere Resultate, wie Re-
gierungen Kommunikation über verschiedene Aspekte 
des Klimawandels als Instrument einsetzen können, 
um die Unterstützung von Verbraucher*innen für 
Klimaschutzmaßnahmen und somit deren politische 
Durchführbarkeit zu beeinflussen.
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